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14. November 2014
	Schriftliche Kleine Anfrage

des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 07.11.2014
und Antwort des Senats
- Drucksache 20/13557 -


Betr.:
Behördenwillkür beenden – Festsetzung des Überschwemmungsgebiets Berner Au endlich stoppen!
Der Hamburger Senat plant die Festsetzung von weiteren elf Überschwemmungsgebieten in Hamburg. Diese wurden von der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) und dem Landesbetrieb für Straßen, Brücken und Gewässer (LSBG) ermittelt und sind jetzt vorläufig gesichert. Bis zum 14. August konnten betroffene Bürgerinnen und Bürger Stellungnahmen abgeben. Die eingegangen Stellungnahmen sollen danach geprüft und bei der formellen Festsetzung berücksichtigt werden.

Die Sorgen bei den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern wegen der zu 
erwartenden Wertminderung ihrer Grundstücke und Immobilien sind erheblich. Die Auswirkungen einer solchen Wertminderung auf die individuelle 
Lebensplanung sind groß. 

Das bisherige Vorgehen der zuständigen Fachbehörden ist daher unerklärlich. Wie aus der Antwort des Senats auf eine Anfrage der Abgeordneten Birgit Stöver vom 23.06.2014 (Drs. 20/12233) hervorgeht, war die Informationspolitik gegenüber den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern katastrophal. Und die Notwendigkeit der Festsetzung der neuen Überschwemmungsgebiete ist ebenfalls nicht detailliert begründet worden. Ein einfacher Verweis auf das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist dafür nicht ausreichend. Es erklärt nicht, was sich in den letzten Jahren an den Hamburger Gewässern geändert hat, sodass eine Festsetzung weiterer elf Überschwemmungsgebiete notwendig geworden ist.
Insbesondere bei dem neuen Überschwemmungsgebiet Berner Au regt sich heftiger Widerstand gegen das Vorgehen der Behörden. Die Bürgerinnen und Bürger fühlen sich uninformiert, nicht eingebunden und können die bisherigen Begründungen der Fachbehörde nicht nachvollziehen.

In der Antwort auf meine Schriftliche Kleine Anfrage (Drs. 20/12707) vom 14.08.2014 kann der Senat weder beantworten wie viele Grundstücksbesitzer von dem Überschwemmungsgebiet betroffen sind noch wie viele Stellungnahmen bis zu diesem Zeitpunkt eingegangen sind. Insgesamt scheint die Behörde mit der Situation mehr als überfordert zu sein. 

Wie unschlüssig die zuständige Fachbehörde die Festsetzung begründet, wird beispielsweise an einem anderen Fluss in Wandsbek deutlich. Ein Teil des Flusses Ammersbek in Schleswig-Holstein ist kein Überschwemmungsgebiet, die Teile der Ammersbek in Hamburg flussaufwärts und flussabwärts dieses Stücks sollen aber sehr wohl als Überschwemmungsgebiete festgesetzt werden. Dies ist unverständlich.

An der Berner Au bestehen ebenso erhebliche Zweifel an der Berechnungsgrundlage der Überschwemmungsgefahr, wie sie aus den Modellen hervorgehen soll. In der Realität gab es bisher nachweislich keine derartige Überschwemmung.

Die CDU vor Ort bezweifelt, dass die Berner Au ein Überschwemmungsgebiet ist und lehnt daher die Festsetzung ab.
Am 31. Oktober 2014 endete die auf Druck der CDU und der Anwohnerinnen und Anwohner verlängerte Frist für Stellungnahmen gegen die Festsetzung. Von der Behörde wird nun eine gewissenhafte Auseinandersetzung mit diesen Stellungnahmen erwartet. Konkrete Vorschläge müssen geprüft werden. Vor allem muss mit diesen Einwendungen transparent umgegangen werden. Die bisherige Heimlichtuerei der Behörde muss beendet und die Bürgerinnen und Bürger müssen ernst genommen werden.

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
Vom 16. Juni 2014 bis 31. Juli 2014 haben die Unterlagen für die neuen Überschwemmungsgebiete (ÜSG) in den Bezirksämtern und der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) ausgelegen. Bis zum 31. Oktober 2014  konnten Bürgerinnen und Bürger Stellungnahmen zu den Unterlagen bei der BSU einreichen. Vor den Hamburger Herbstferien hat in jedem betroffenen Bezirk eine öffentliche Informationsveranstaltung stattgefunden. Weiterhin wurde zum 15. September 2014 eine Telefonhotline eingerichtet. Neben der grundsätzlichen Möglichkeit, sich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Bezirksämter und der BSU telefonisch oder per Mail zu informieren, ist mit der Telefonhotline gesichert, dass Bürgerinnen und Bürger drei Mal in der Woche telefonisch einen Ansprechpartner erreichen. 

Nach dem 31. Oktober 2014 werden jetzt die eingegangenen Stellungnahmen intensiv geprüft. Nach Abschluss der Prüfung wird jede Stellungnahme schriftlich beantwortet werden.

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt:
1.
Gibt es eine natürliche Quelle für die Berner Au? 
Wenn ja, wo ist diese und wie viel Wasser entspringt dieser Quelle?
Die Quelle der Berner Au befindet sich in einem Wiesengebiet südlich des Saseler Weges. Eine Messung des aus der Quelle entspringenden Wassers findet nicht statt.

2.
In die Berner Au wird Oberflächenwasser über ein weitverzweigtes Grabensystem sowie durch 32 Sielleitungen eingespeist. Wie groß sind die Zulaufmengen an den einzelnen Einleitungspunkten aus
a.
versiegelten öffentlichen Flächen, Straßen, Plätzen et cetera,
b.
versigelten privaten Flächen, Hausdächern, Zufahrten, Terrassen,
c.
Oberflächenwasser von unversiegelten Flächen,
d.
Interflow

in der Modellrechnung für HQ10 und für HQ100 jeweils?
Eine Einteilung der Zuflüsse zum Gewässer gemäß a - d erfolgt nicht, da eine solche Aufteilung für die Modellrechnung nicht relevant ist. Die Abflüsse HQ10 und HQ100 sind statistisch ermittelte Werte, welche ausschließlich für den Gewässerlauf ermittelt werden. 

3.
Ist die Durchführung der Berner Au unter der Berner Allee für den Wasserabfluss bei Starkregenereignissen ausreichend dimensioniert?

Wie sind dazu jeweils die Ergebnisse in der Modellrechnung für

a.
HQ10,
b.
HQ30 (Anforderung für Siele), (Falls dies nicht Teil der Modellrechnung war, warum nicht?)

c.
HQ100?
Das HQ10 beträgt an der Durchführung Berner Allee 3,02 m³/s und entspricht dem häufigen Ereignis, welches im Rahmen der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie betrachtet wird.  Ein HQ30 wurde nicht berechnet, da diese Berechnung für die Ermittlung von Überschwemmungs- und Risikogebieten nicht relevant ist. Das HQ100 beträgt hier 4,69 m³/s und dient unter anderem der Ermittlung der Überschwemmungsgebiete.  Die Dimensionierung des Durchlasses unter der Berner Allee richtet sich nach einem HQ5  mit 2,46 m³/s. Der Durchlass ist für dieses Ereignis ausreichend dimensioniert. 
4.
Auf welcher Rechtsgrundlage ist eine Entwässerung auf fremde Grundstücke gestattet?
Eine Entwässerung auf fremde Grundstücke ist nur in Ausnahmefällen gestattet: Nach § 37 Absatz 1 Satz 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) darf der natürliche Abfluss wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil tiefer liegender Grundstücke verstärkt oder auf andere Weise verändert werden. Ausnahmen kann die zuständige Behörde unter den Voraussetzungen des § 37 Abs. 3 Satz 1 WHG zulassen. 

Das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser) ist rechtlich nach § 54 Absatz 1 WHG als Abwasser zu betrachten und darf deshalb nur nach den Regelungen über die Abwasserbeseitigung entsorgt werden. Auf oder über fremde Grundstücke ist eine Abwasserbeseitigung nur gestattet, wenn sie durch eine Baulast nach § 79 Hamburgische Bauordnung (HBauO) öffentlich-rechtlich gesichert ist.

5.
Wie viele Häuser waren 2002 und 2011 von der Überschwemmung des im Rahmen der Informationsveranstaltung im Wandsbeker Bürgersaal am 7. Oktober 2014 angesprochenen beziehungsweise auf Fotos dargestellten Grabens betroffen und wie stark wurden diese jeweils beschädigt?
Dem zuständigen Bezirksamt liegen keine Angaben über die genaue Anzahl der betroffenen Gebäude der Ereignisse aus 2002 und 2011 vor. Bekannt ist jedoch, dass bei mehreren Häusern das Eindringen von Wasser durch Sandsackbarrieren verhindert wurde. Darüber hinaus wurden weitere Häuser dadurch geschützt, dass Wasser in den Schmutzwassersammler gepumpt wurde. Im Übrigen  siehe Antwort zu 7. 

6.
Liegen die Einsatzberichte der Feuerwehr bezüglich der „Überschwemmungen“ an der Berner Au im Jahr 2002 und Februar 2011 der zuständigen Fachbehörde vor? 
Wenn ja, wo genau liegen diese vor und seit wann? 
Wenn nein, warum nicht?
Die Einsatzberichte werden von der Feuerwehr den zuständigen Fachbehörden auf Anforderung zeitnah zur Verfügung gestellt. Dem von der BSU mit der Ermittlung der Überschwemmungsgebiete beauftragten LSBG liegen die Einsatzberichte seit den Ereignissen vor.

7.
Ist der zuständigen Fachbehörde bewusst, dass die „Überschwemmungsereignisse“, die als Beweismittel für das Hochwasserrisiko an der Berner Au aufgeführt werden, ausschließlich durch mangelnde Pflege und Dimensionierung der Gräben und Röhren entstanden sind? 
Wenn ja, warum werden diese trotzdem als Beweise für ein Hochwasserrisiko angeführt? 
Wenn nein, warum nicht und gedenkt die zuständige Fachbehörde diese Tatsache in der weiteren Bewertung zur Kenntnis zu nehmen?
Mangelnde Gewässerpflege führt im Allgemeinen zu einer verschlechterten Abflusssituation. Bei ex-tremen Ereignissen, wie sie der Gesetzgeber für die Festsetzung von Überschwemmungsgebieten fordert (mindestens HQ 100), spielt der Unterhaltungszustand der Gewässer eine untergeordnete Rolle. 

Die von § 73 WHG geforderte Bewertung des Hochwasserrisikos erfolgte für die Hamburgischen Gewässer nach den festgelegten, gemeinsamen Kriterien der Flussgebietsgemeinschaft Elbe (FGG Elbe). Vergangene Hochwasserereignisse sind ein Indiz für die Bewertung eines Gewässers als hochwassergefährdet, jedoch keine Voraussetzung. Es sind prognostizierte zukünftige Hochwasserereignisse, die potenziell signifikante Schäden verursachen können, bei der Bewertung heranzuziehen, wenn kein entsprechendes vergangenes Hochwasser aufgezeichnet ist. Ein „Beweis“ eines vergangenen Hochwasserereignisses ist für die Risikobewertung deshalb nicht notwendig.
8.
Bei der Plausibilisierung eines Rechenmodells müssen errechnete 
Ereignisse mithilfe tatsächlich eingetretener überprüft werden. Gibt es eine Dokumentation dieser Vergleiche für die Berner Au? (Bitte diese Dokumentation vollständig beifügen.)
Die Plausibilisierung geschieht durch den Abgleich von berechneten Wasserständen mit den an vorhandenen Gewässerpegeln aufgezeichneten Wasserständen. Dies wurde an zwei Pegeln (Berner Heerweg, Berner Allee) der Berner Au für zwei Hochwasserereignisse (2007, 2011) durchgeführt. 
Siehe Anlage 1: Auszug aus dem Bericht Björnsen Beratende Ingenieure GmbH. Der Abschnitt 5.3 dokumentiert die angefragte Modellkalibrierung.

9.
Gilt das Foto eines vollgefüllten Straßenbegleitgrabens als Nachweis für ein Hochwasserereignis an der Berner Au, wie es bei der Informationsveranstaltung der zuständigen Fachbehörde im Wandsbeker Bürgersaal am 7. Oktober 2014 angeführt wurde?
Nein, siehe auch Antworten zu 7 und  zu 8.

10.
Gibt es eine von der EU oder dem Bund vorgeschriebene Anzahl an Überschwemmungsgebieten für Hamburg?
Nein.
11.
Können einzelne Gebiete eines Flusses von der Ausweisung als Überschwemmungsgebiet ausgenommen werden? Was sind die genauen Kriterien dafür?
Wenn für ein Gewässer oder einen Gewässerabschnitt ein Risikogebiet ermittelt wurde, ist innerhalb des Risikogebietes für ein hundertjährliches Ereignis ein Überschwemmungsgebiet festzusetzen. Für Gewässerabschnitte, für die kein Risikogebiet ermittelt wurde, besteht eine solche Verpflichtung nicht. Siehe auch Drs. 20/10631.
12.
Sollen weitere Landschaftsschutzgebiete im Einzugsbereich der Berner Au bebaut werden (vergleichbar mit der Feuchtwiese zwischen Kupferdamm und Münzelkoppel)? 
Wenn ja, welche, in welcher Größenordnung und wann? Und wie und wo werden diese Retentionsflächen ausgeglichen? 
Nein.  

13.
Wie wird rechtsverbindlich festgelegt, dass künftige Bauvorhaben den Wasserabfluss/-zufluss zu vermeintlichen Überschwemmungsgebieten nicht verschlechtern dürfen?
Bei Bauvorhaben, bei denen das Niederschlagswasser von befestigten Flächen in ein Oberflächengewässer in Direkteinleitung abgeführt werden soll, setzt das Bezirksamt als Wasserbehörde regelmäßig Anforderungen an die Rückhaltung und Begrenzung der Einleitmenge in wasserrechtlichen Erlaubnissen fest. Grundlage sind die §§ 8, 10, 12 und 13 in Verbindung mit § 55 Abs. 2 und § 57 Abs. 1  des WHG. Für Erschließungsgebiete und in Bebauungsplänen sind regelmäßig Entwässerungskonzepte aufzustellen, in denen die Rückhaltung im Gebiet nachgewiesen wird. Bei Bauvorhaben, die an ein Regenwassersiel der Hamburger Stadtentwässerung anschließen, liegen für die Einleitstellen von Regensielen in Gewässer definierte Bemessungsabflüsse vor.

14.
Rechnet die zuständige Fachbehörde mit einer stetigen Vergrößerung der Überschwemmungsgebiete in dicht besiedelten Gebieten durch die geplante Stadtentwicklung? 
Wenn ja, in welcher Größenordnung in den nächsten 20 Jahren? 
Wenn nein, warum nicht?
Ein Trend der Entwicklung der Größe von Überschwemmungsgebieten kann nicht abgeschätzt werden, da die Entwicklung der Größe der ÜSG durch sehr verschiedene, sich überlagernde Faktoren beeinflusst wird. 

15.
Warum wurden dem Planungsausschuss im Bezirk Wandsbek am 28.01.2014 Karten zur Information zum Überschwemmungsgebiet Berner Au vorgelegt, in welche keine Häuser eingezeichnet waren, sodass die Abgeordneten daher von unbebautem Gebiet ausgegangen sind? (Bitte alle Karten aus dem Planungsausschuss am 28.01.2014 im Original beifügen.)

Im Planungsausschuss am 28. Januar 2014 wurden die Übersichtskarten der 4 neuen Überschwemmungsgebiete im Bezirk Wandsbek gezeigt. In den Übersichtskarten ist zu erkennen, welche Wohngebiete im Überschwemmungsgebiet liegen. 

Weiterhin wurden die Lagepläne 1 und 2 der Berner Au gezeigt. Siehe dazu Anlage 2. 

16.
Wie viele Stellungnahmen sind bis zum 31. Oktober 2014 zum Überschwemmungsgebiet Berner Au bei der zuständigen Fachbehörde eingegangen und wogegen richten sich diese im Einzelnen?
Zur Berner Au sind insgesamt 177 Stellungnahmen eingegangen. Die Prüfung der Stellungnahmen im Einzelnen ist noch nicht abgeschlossen.

17.
Bis wann rechnet die zuständige Fachbehörde damit, alle eingegangenen Stellungnahmen bearbeitet zu haben? Wann und in welcher „geeigneten Form“ können die Beschwerdeführer mit einer Beantwortung ihrer Stellungnahmen rechnen?
Siehe Drs. 20/12707 und Vorbemerkung.
18.
Wann werden die überarbeiteten Verordnungen für Überschwemmungsgebiete in Hamburg veröffentlicht? Werden die betroffenen Anwohnerinnen und Anwohner dieses Mal direkt informiert? 
Wenn ja, wie? 
Wenn nein, warum nicht?
Über die überarbeiteten Verordnungen wird in angemessener Art und Weise informiert. Im Internet wird jeweils über den aktuellen Verfahrensstand berichtet. 
19.
Ist im Zuge des Hochwasserschutzes eine regelmäßige Wartung, Pflege und Anpassung der Dimensionierung der Gräben, Röhren und Stellwerke im Gebiet der Berner Au geplant? 
Wenn ja, wie? 
Wenn nein, warum nicht?
An der Berner Au sind an mehreren Stellen Gewässerausbauten sowie die Entwicklung von Retentionsflächen vorgesehen. Zu den Einzelmaßnahmen an der Berner Au wird auf das im Transparenzportal veröffentlichte Pflege- und Entwicklungskonzept sowie das mit den Gremien der Bezirksversammlung abgestimmte Arbeitsprogramm Gewässer des Bezirksamtes Wandsbek verwiesen.
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